
Liebe Leserin,
lieber Leser,

die schulische, berufl iche und gesellschaftli-
che Integration junger Zugewanderter ist eine 
Herausforderung für Bund, Länder und Kom-
munen. Mit Blick auf die Zielgruppe Gefl üch-
teter kommt die BA/BIBB-Migrationsstudie 
2016 zu dem Ergebnis, dass individuelle 
Unterstützung sowie praktische Erfahrungen 
für einen gelingenden Übergang in eine be-
rufl iche Ausbildung von hoher Bedeutung 
seien. Eine noch höhere Bedeutung komme 
einer kontinuierlichen Sprachförderung zu. 
Gleichzeitig weist die Studie darauf hin, dass 
„Integration“ nicht mit der Aufnahme einer 
Ausbildung beendet sei. 

So wie Integration nicht mit der Aufnahme 
einer Ausbildung abgeschlossen ist, so ha-
ben junge Menschen über 18 Jahren auch 
noch einen Bedarf an Unterstützung durch 
Angebote der Jugendhilfe. Spracherwerb, 
schulische und berufl iche Bildung, gesell-
schaftliche Integration und individuelle Un-
terstützung fordern dazu auf, vor Ort für die 
jungen Zugewanderten neue Formen der Zu-
sammenarbeit und Unterstützung zu entwi-
ckeln – und derzeitige rechtliche Rahmenbe-
dingungen der Schulpfl icht zu hinterfragen 
und zu ändern.

Über die besonderen Herausforderungen für 
junge Neuzugewanderte über 18 Jahren, der-
zeitige Unterstützungsmöglichkeiten und 
weitere Perspektiven informiert sie diese 
Ausgabe von jugendsozialarbeit aktuell.

Ich wünsche Ihnen eine informative Lektüre. 
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Flucht und Zuwanderung in Zahlen 

Auch wenn viele heute beim Thema Integra-
tion zunächst und vor allem an Gefl üchtete 
denken, dürfen die Zugewanderten aus dem 
(europäischen) Ausland nicht aus dem Blick 
geraten. Etwa 890.000 Flüchtlinge kamen 
nach Angaben des Bundesinnenministeri-
ums im Jahr 2015 nach Deutschland. Insge-
samt sind in diesem Jahr allerdings 2,1 Mio. 
Menschen nach Deutschland zugezogen. 
Rund 45 Prozent (etwa 945.000 Personen) 
waren Angehörige eines Mitgliedsstaates 
der Europäischen Union.1 Auch wenn die 
Zahl der nach Deutschland Gefl üchteten auf-
grund der europäischen Abschottungspolitik 
deutlich gesunken ist (rd. 187.000 Personen 
in 2017), darf das also nicht dazu führen, in 
den Integrationsbemühungen für Zugewan-
derte nachzulassen.

„Die zweifelsohne große Herausforderung 
bei der Integration von gefl ü chteten Men-
schen darf nicht dazu fü hren, die Angebote 
fü r andere Migrantengruppen zu vernach-
lässigen. Eine nachhaltige Integrations- und 
Teilhabeförderung muss alle Menschen mit 
Zuwanderungs- und Fluchtgeschichte in den 
Blick nehmen. Ebenso dü rfen die von Armut 
und sozialer Benachteiligung bedrohten an-
sässigen Bevölkerungsgruppen in den Sozi-
alräumen und Quartieren nicht vernachläs-
sigt werden.“2

Junge Neuzugewanderte - immer noch nicht 
mitgedacht?

Die Landesarbeitsgemeinschaft Jugendso-
zialarbeit NRW (LAG JSA NRW) wies bereits 
2013 auf fehlende Unterstützungsangebote 
für junge zugewanderte Menschen hin: Es 
war keine systematische Förderung fü r jun-
ge Neuzugewanderte in den vorgestellten 
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Konzepten der Initiative „Kein Abschluss ohne 
Anschluss“ (KAoA) erkennbar. Es fehlten aufei-
nander aufbauende, bedarfsorientierte Ange-
bote um eine ausreichende Sprachkompetenz 
(mindestens B 2) zu erwerben genauso wie 
Bausteine, die den jungen Menschen den Ein-
stieg in das deutsche Schulsystem erleichtern. 
Unter der Überschrift „Sprache als Schlüssel für 
schulischen Erfolg“ kritisierte die LAG JSA NRW, 
dass es in vielen Kommunen keine spezifi schen 
Seiteneinsteigerklassen bzw. internationale För-
derklassen gäbe. Dort, wo es sie gibt, seien sie 
ü berfü llt. In der Regel würde man diese Förder-
klassen auch nur an Förderschulen, Hauptschu-
len oder Realschulen fi nden. In Gymnasien oder 
gar an Berufskollegs (vor allem in der Sekundar-
stufe II) seien sie absolute Ausnahmen. Darüber 
hinaus seien die Grundlagen fü r die Einrichtung 
von Seiteneinsteiger- bzw. internationalen För-
derklassen nicht transparent.

Vor allem mit Blick auf die Kommunale Koordi-
nierung im Rahmen von „Kein Abschluss ohne 
Anschluss“ formulierte die LAG JSA NRW damals 
unter anderem folgende Notwendigkeiten, um 
eine gelingende schulische und berufl iche, und 
damit auch gesellschaftliche Integration junger 
Neuzugewanderter zu erreichen: 

- Sprachliche Förderangebote müssen sich 
an den Bedarfen der Jugendlichen orientie-
ren, systematisch gebündelt und verortet 
werden.

- Sprachförderung muss in der berufl ichen 
Orientierung ein durchgängiges Standardin-
strument für Zielgruppen sein, die diese be-
nötigen.

- Seiteneinsteigerklassen müssen in allen 
Kommunen und Kreisen in NRW und fü r alle 
Schulformen verbindlich eingerichtet wer-
den.

- Alle lokal verorteten Akteure der Integrati-
onsarbeit müssen in die örtlichen Koopera-
tionsnetzwerke einbezogen werden.

- Die Zugangsvoraussetzungen fü r die Auf-
nahme in das Berufskolleg müssen gelockert 
werden, um auch über 18jährigen Neuzuge-
wanderten den Zugang zu ermöglichen.

Klassen für schulische Seiteneinsteiger wurden 
inzwischen quantitativ ausgebaut und inzwi-
schen an allen Schulformen eingerichtet. Den-
noch haben die meisten dieser Forderungen 
auch heute nichts von ihrer Aktualität verloren. 
Auch wenn Förderprogramme und -maßnahmen 

inzwischen angepasst oder neu entwickelt wur-
den, werden sie den Bedarfen der Zugewander-
ten nur teilweise gerecht.

So können beispielsweise jugendliche Zugewan-
derte, die erst in der Jahrgangsstufe 10 in das 
Schulsystem einmünden oder eine Internationa-
le Förderklasse besuchen, seit Beginn des Schul-
jahres 2016/2017 eine Erstorientierung über 
KAoA-kompakt erhalten. Diese Erstorientierung 
umfasst eine zweitägige zielgruppenspezifi sche 
Potenzialanalyse, drei Tage Berufsfelderkun-
dungen (bei Bedarf einschl. einer Orientierung 
im deutschen Ausbildungssystem am dritten 
Tag) sowie drei Tage Praxiskurse. Gerade junge 
Gefl üchtete benötigen deutlich mehr, wenn die 
schulische, berufl iche und gesellschaftliche In-
tegration gelingen soll. Eine im wahrsten Sinne 
des Wortes „kompakte“ Erstorientierung reicht 
für diese Zielgruppe bei weitem nicht aus. 

Ein anderes Beispiel ist das Programm „Fit 
für mehr“, das seit Februar 2017 an den NRW-
Berufskollegs durchgeführt wird und sich an 
junge Neuzugewanderte zwischen 16 und 25 
Jahren richtet – unabhängig von deren Schul-
pfl icht und Bleibeperspektive. Gerade aber für 
die über 18jährigen Neuzugewanderten besteht 
in vielen Kommunen bis heute keine systemati-
sche Koordinierung und Zusammenarbeit zwi-
schen Ämtern, Schulen, Betrieben, Trägern und 
Einrichtungen – und infolgedessen auch kein 
systematisch geleiteter Übergang in die „Fit für 
mehr“-Klassen. Stattdessen werden diese vie-
lerorts für die 16-18jährigen als Vorbereitung für 
die Internationalen Förderklassen genutzt.

Gemeinsam klappt´s - Integrationschancen für 
junge erwachsene Flüchtlinge in NRW

Vor allem mit Blick auf die Verbesserung kommu-
naler Zusammenarbeit zur Unterstützung junger 
Gefl üchteter im Alter zwischen 18 und 27 Jahren 
startete das Ministerium für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration NRW (MKFFI NRW) 
im September dieses Jahres eine auf zunächst 
drei Jahre angelegt Initiative zur Integration der 
rund 70.000 jungen volljährigen Flüchtlinge, die 
zurzeit in nordrhein-westfälischen Kommunen 
leben, unabhängig von ihrer aufenthaltsrecht-
lichen Stellung. Die AutorInnen einer Handrei-
chung zur Initiative stellen fest, dass trotz vieler 
guter Beispiele gelungener Integration gerade 
in dieser Altersgruppe, auch drei oder vier Jah-
re nach ihrer Ankunft noch immer viele junge 
volljährige Flü chtlinge in einer Schattenwelt der 
Taten- und Perspektivlosigkeit leben. Die Erfah-
rung der vergangenen Jahre habe gezeigt, dass 



fü r eine gelingende Integration eine systemati-
sche Begleitung der jungen Menschen ü ber ver-
schiedene Stationen und Institutionen hinweg 
erforderlich sei3. Vor allem beim rechtlichen 
Rahmen, dem diese Gefl üchteten unterliegen, 
stellen die Autoren eingeschränkte Integrati-
onschancen fest: „Gefl ü chtete fallen, nach ihrer 
Zuweisung zu einer Kommune, abhängig von ih-
rem Aufenthaltsstatus entweder in den Zustän-
digkeitsbereich des Sozialamts zum Bezug von 
Asylbewerberleistungen (AsylbLG) oder Sozial-
hilfe (SGB XII) oder in den Zuständigkeitsbereich 
des Jobcenters zum Bezug der Grundsicherung 
fü r Arbeitsuchende (SGB II). Fü r junge Erwach-
sene, die eine Aufenthaltsgestattung (während 
des laufenden Asylverfahrens) oder eine Dul-
dung (befristete Aussetzung der Abschiebung) 
erhalten haben, gibt es keine regelmäßige Teil-
nahme an einem Integrationskurs und keine 
regelmäßige Zufü hrung zu einem „Integration 
Point“. Sie besitzen keinen Teilnahmeanspruch, 
können aber im Rahmen verfü gbarer Kursplätze 
zur Teilnahme zugelassen werden (§ 44 Abs. 4 
AufenthG). Junge Erwachsene, die eine Aner-
kennung als Asylberechtigter oder als Flü chtling 
nach der Genfer Flü chtlingskonvention(GFK) er-
halten und jene, denen subsidiärer Schutz zu-
gestanden wird, wechseln aus dem Rechtskreis 
der Bezieher von Asylbewerberleistungen in den 
Rechtskreis der Bezieher von Grundsicherung 
nach dem SGB II, fü r die das Jobcenter zuständig 
ist.“4  Auch der Zugang zu Ausbildung und zum 
Arbeitsmarkt sowie zu weiteren Sozialleistungen 
ist eingeschränkt – ebenso wie der Zugang zu 
Sprachkursangeboten, die nicht allen Neuzuge-
wanderten in dieser Altersgruppe offenstehen:

„Das regulär wichtigste Angebot, Deutsch zu 
lernen, sind die Integrationskurse des Bundes, 
organisiert vom BAMF. Sie stehen aber nicht al-
len Gefl ü chteten offen. Weitere berufsbezogene 
Sprachförderungen im Rahmen des ESF sind z.B. 
die ESF-BAMF-Programme wie auch die berufs-
bezogene Deutschförderung. Diese Kurse richten 
sich aber nur an Personen mit guter Bleibeper-
spektive. Diese Angebote des Bundes werden 
durch landespezifi sche Programme, Kurse von 
Kommunen, Wohlfahrtsverbänden und ehren-
amtliche Angebote ergänzt. Die Basissprachkur-
se des Landes können z.B. auch von Personen 
mit nicht gesicherter Bleibeperspektive besucht 
werden. Auch die Angebote zur Sprachförde-
rung fü r neu zugewanderte Erwachsene und 
Jugendliche ab 16 Jahren, die von gemeinwohl-
orientierten und nach dem Weiterbildungsge-
setz anerkannten Weiterbildungseinrichtungen 
mit zusätzlichen Landesmitteln durchgefü hrt 

werden, richten sich an Personen, die – sofern 
nachweisbar – von der Teilnahme an den Integ-
rationskursen des BAMF und der Bundesagentur 
fü r Arbeit ausgeschlossen sind.“5

Kommunale Vernetzung verbessern

Die Handlungsempfehlungen von „Gemeinsam 
klappt´s“ richten sich vor allem an die kom-
munalen Strukturen, um die Integrationsbemü-
hungen für junge Gefl üchtete zwischen 18 und 
25 Jahren zu verbessern.

Zu verschiedenen Punkten gelingender Zusam-
menarbeit führt die Handreichung Beispiele 
erfolgreicher Praxis aus unterschiedlichen Kom-
munen und Kreisen in NRW auf und will so die 
Verbesserung und Intensivierung der Integra-
tionsbemühungen auf kommunaler Ebene an-
regen. Die Kommunen und Kreise sind derzeit 
aufgerufen, ihren Beitritt zur Initiative zu erklä-
ren. „Entwicklungs-Workshops“, bei denen die 
interessierten Kommunen Möglichkeiten der 
Umsetzung vor Ort prüfen, werden durch die 
Landesweite Koordinierungsstelle Kommunale 
Integrationszentren (LaKI) angeboten, die Ju-
gendmigrationsdienste (JMD) stehen vor Ort für 
„Starter-Workshops“ zur Verfügung.

Vernetzung ist nicht alles

Eine bessere Vernetzung der kommunalen 
Dienste, Träger und Einrichtungen zur Integrati-
on vor allem junger erwachsener Flüchtlinge ist 
eindeutig zu begrüßen. Eine solche Vernetzung 
ersetzt jedoch in keiner Weise dringend notwen-
dige Gesetzesänderungen sowie fehlende An-
gebote zur sprachlichen, schulischen und ge-
sellschaftlichen Integration. Es bleibt zu hoffen, 
dass die Landesregierung die im Rahmen dieser 
Netzwerkarbeit festgestellten Notwendigkeiten 
zusätzlicher oder ergänzender Angebote auch 
entsprechend bereitstellt – und wenn nötig auch 
die Schulpfl icht für diese jungen Menschen aus-
weitet.

Ausweitung der (Berufs-) Schulpfl icht?

Die erfolgreiche Integration zugewanderter 
Schü lerinnen und Schü ler benennt die NRW-
Landesregierung als eine große Herausforde-
rung. Schulen sollen nach dem Willen der Lan-
desregierung bestmöglich unterstützt werden. 
An ihnen sollen vielfältige Möglichkeiten fü r 
eine zü gige Integration von Flü chtlingskindern 
geschaffen werden. Im Koalitionsvertrag spricht 
sich sie Landesregierung dafür aus, externe Klas-
sen zu bilden, in denen Kinder und Jugendliche 
ohne ausreichende Deutschkenntnisse auf den 
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Unterricht in Regelklassen vorbereitet werden. 
Um die Perspektivlosigkeit junger Gefl üchteter 
zu verhindern, sollen strukturierte Angebote ge-
schaffen werden. Abschließend heisst es im Ko-
alitionsvertrag: „Daher werden wir eine Schul-
pfl icht fü r nicht mehr schulpfl ichtige Flü chtlinge 
einfü hren.“6

Eine Ausweitung der Schulpfl icht wird bereits 
seit Längerem von unterschiedlichen Seiten ge-
fordert: Die Freie Wohlfahrtspfl ege in NRW for-
dert das Heraufsetzen der Schulpfl icht für junge 
Flüchtlinge bis zum 27. Lebensjahr. Bereits Ende 
März 2016 hat der DGB NRW gemeinsam mit 
Kammern und Arbeitgebern im Ausbildungskon-
sens NRW gefordert, zusätzliche Beschulungs-
möglichkeiten an Berufskollegs zur Verfügung 
zu stellen – vor allem mit Blick auf junge Ge-
fl üchtete zwischen 18 und 25 Jahren, die in NRW 
nicht mehr der Schulpfl icht unterliegen: „Das 
Land NRW muss ab dem kommenden Schuljahr 
ein Schulbesuchsrecht fü r alle unter 25-jähri-
gen Asylbewerberinnen und Asylbewerber so-
wie Gefl ü chtete an Berufskollegs einfü hren, die 
im Rahmen internationaler Förderklassen eine 
Sprachförderung erhalten und an eine Berufs-
ausbildung herangefü hrt werden.“7

Braun / Lex stellen fest, dass in fast allen Bun-
desländern die Berufsschulpfl icht – und da-
mit die Mö glichkeit zur Teilnahme an diesen 
Bildungsgä ngen – mit dem Erreichen der Voll-
jä hrigkeit endet. Weil diese Altersgrenze den 
jungen Erwachsenen, die als 18- bis 25-Jä hrige 
nach Deutschland kommen, den Zugang zur 
Berufsschule versperrt, wurden in mehreren 
Bundesländern Regelungen getroffen, die die 
Teilnahme an den berufsvorbereitenden Bil-
dungsgä ngen ü ber die Volljä hrigkeitsgrenze 
hinaus ermö glichen8. Das bayerische Kultusmi-
nisterium hat bereits 2011 die Berufsschulpfl icht 
von 18 auf 21 bzw. 25 Jahre erhöht und gleichzei-
tig von der Anerkennung als Flüchtling unabhän-
gig gemacht. Die Berufsschulpfl icht gilt seitdem 
auch für Asylsuchende und Geduldete dieser 
Altersgruppe. Hintergrund dieser Entscheidung 
war vermutlich weniger die steigende Zuwande-
rung als vielmehr das steigende Alter der Auszu-
bildenden bei Abschluss eines Ausbildungsver-
trages.9 Gerade vor diesem Hintergrund wäre es 
an der Zeit, die Schulpfl icht zu verlängern und 
damit nicht nur den Bedarfen junger volljähri-
ger Gefl üchteter gerecht zu werden, sondern sie 
auch den Veränderungen auf dem Ausbildungs-
markt anzupassen.
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